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'Verkündet

am 27° Oktober 1964

I m N a m e n d e s V o l k e s

In dem Rechtsstreit

(: a e a o o o o o 0 o o 0 o o o 0 o o o c 0 o o o

Beklagte, Revisionsklägerin
und Revisionsbeklagte,

gegen

Klägerin, Revisionsbeklagte
und Revisionsklägerin,

hat der 4° Senat des Bundessozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 270 Oktober 1964 unter

Mitwirkung von

Bundesrichter S c h m i t t

als Vorsitzendem,

Bundesrichter M e l l w i t z und

Bundesrichter Dr° E e k e r

als weiteren Berufsrichtorn,

Bundessozialrichter B r i n k m a n n und

Bundessozialrichter Dr„ H a t e s a u 1

als ehrenamtlichen Richtern,

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Hamburg vom 22° November

1960 wird als unzulässig verworfen°

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil

des Landessozialgcrichts Hamburg vom 22° Novembrr

1960 aufgehoben, soweit es der Berufung der Klä—

gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Humburk

vom 70 November 1958 stattgegeben hat° Auch inso—

weit wird die Berufung der Klägerin zurückgewie—

SGHo

Kosten sind für keinen Rechtszug zu erstatten°

Von Rechts wegen„-
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G r ü n d e
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Die beklagte Versicherungsanstalt verlangt von der Klägerin

für die von dieser in den Jahren 1952 bis 1954 unständig be—

schäftigten Arbeiter, die wegen Bezugs einer Invalidenrente

versicherungsfrei waren, die Beitragsanteile, die auf den

Arbeitgeber entfieleno Die Beklagte stützt ihren Anspruch

auf die Ziffern 2 und 3 der Sozialversicherungsdirektive

(SVD) Nro 20 vom 10 Oktober 1946 (Arbeitsblatt für die briti—

sche Zone — ArbBl f„d° BrZ — 1947 So 19) und bezifferte die
Forderung gemäß 5 9 Abs° 7 der Durchführungsvcrordnung zum

Sozialversicherungsanpassungsgesetz (DVO zum SVAG) vom 27°

Juni 1949 (WiGB1 So 101) in Höhe von 5% des Bruttoarbeitsvcr»

dienstes mit 40141,92 DM (Bescheid vom 10° April 1954; Wider—

spruehsbeseheid vom 14„ Juli 1954)°

Die Klägerin bestreitet den Anspruch nach Grund und Betrega

Die Beklagte sei als Trägerin der gesetzlichen Rentenversic‘;«

rung nicht berechtigt, die Forderung einzuziehen; diese Be—

fugnis stehe allenfalls der zuständigen Krankenkasse zu° Was

die Beklagte von ihr verlange, sei kein Sozialversicherungs—

beitrag oder Beitragsanteilo Es lasse sich nicht mit dem Sinn

einer Versicherung vereinbaren, daß man nach Eintritt des

Versieherungsfalls noch etwas zur Versicherung beitragen sol—

le° In Wahrheit wolle die Beklagte dem Arbeitgeber eine

Steuer auferlcgeno Das sei verfassungswidrigc Auch hierzu

fehle der Beklagten die Kompetenz° Unabhängig davon fehle es

der Forderung der Beklagten an einer gesetzlichen Grundlageo

Bine Sozialversicherungsdirektive der Besatzungsmacht stelle

lediglich eine interne und zudem nicht ordnungsmäßig ver—

öffentlichte Anweisung an die Verwaltung dar° Die Beklagte

setze sich im übrigen in Widerspruch zu ihrer eigenen bishe—

rigen Verwaltungspraxiso Offenbar sei sie sich bislang über

die Rechtslage selbst nicht im klaren gewesen; denn auf wie—

derholte Anfragen über Art und Umfang der Versicherung un—
ständig Besehüftigter habe die Beklagte keine eindeutigen
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Antworten gegeben, Sie habe bis zum Inkrafttreten der Renten—

reformgesetzc im Jahre 1957 den Beitrag stets nach dem Vier—

faehcn des Ortslohns, nämlich mit wöchentlich nur 3,—— DM ver—

langt° Lege man diese Berechnungsart der Beitragsforderung

zugrunde, dann habe die Klägerin weit weniger, und zwar nur

2„O49,—— DM, zu zahlen,

Die Klage ist im ersten Rechtszuge erfolglos geblieben; das

Landessozialgericht (LSG) hat ihr teilweise stattgegeben° Das

Berufungsgericht hat angenommen, die Beklagte könne den — an

sich mit dem objektiven Recht übereinstimmenden — Anspruch

deshalb nicht in voller Höhe geltend machen, weil sie jahre—

lang den niedrigeren Beitragssatz angewendet habe und nunmehr

treuwidrig vorgehe, wenn sie nachträglich wider Erwarten an—
ders verfahrec

Beide Beteiligte haben — die von dem LSG zugelassene —
Revision eingelegt°

Die Beklagte beantragt,

das Berufungsurteil insoweit aufzuhebcn, als es
den Bescheid und Widerspruchsbescheid der Be—

klagten sowie das Urteil des Sozialgerich‘s ab—

geändert hat,

Die Klägerin beantragt,

das Berufungsurteil aufzuheben, soweit sie mit

der Berufung unterlegen ist, und das Urteil des

Sozialgerichts sowie die angefochtenen Verwal—

tungsakte aufzuhebeno

Beide Beteiligte beantragen jeweils, die Revision des anderen

zurückzuweisen,
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Die am 300 Januar 1961 eingelegte Revision der Klägerin ist

unzulässig, weil die Revisionssehrift nicht den nach 5 164
Abs„ 2 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) erforderlichen

bestimmten Antrag enthälto Einen solchen Antrag hat sie erst

am 300 März 1961 gestellt; zu dieser Zeit war aber die Re-

visionsfrist für sie — das Berufungsurteil ist ihr am

300 Dezember 1960 zugestellt werden — bereits abgelaufene Als

unselbständige Ansehließung an die Revision der Beklagten

entspricht das Rechtsmittel der Klägerin ebenfalls nicht den

Erfordernissen des Gesetzeso Die Klägerin hatte sich der Re—
Vvision der Beklagten nur bis zum Ablauf der für diese Revi—

sion laufenden Begründungsfrist anschließen können (@ 556

Abso 1 der Zivilprozeßordnung — ZPO — in Verbindung mit

@ 202 SGG; vg1o BSG 8, 24, 29)0 Das hätte durch Einreichung

der mit Begründung versehenen Anschlußschrift geschehen müs—

sen (5 556 Abs° 2 ZPO)° Der Schriftsatz der Klägerin, der de]
Beehtsmittelantrag und die Begründung enthält, ging aber erst

— wie erwähnt — am 300 März 1961 bei dem Bundessozialgericht

(BSG) ein; die Revisionsbegründungsfrist endete indessen für

die Beklagte bereits mit dem Ende des Februar 1961° — Für

eine Wiedereinsetzung der Klägerin in den vorigen Stand gegci
die Versäumung der Revisionsfrist (@ 67 SGG) fehlt es an ei—

nem Wiedereinsetzungsgrund° Die Klägerin hatte zwar um eine

Verlängerung der Revisionsbegründungsfrist nachgesueht; die—

sem Antrag war auch durch Beschluß vom 10 März 1961 ent—

.sprechen werdeno Die Fristverlüngerung konnte sich jedoch

auf das Verhalten der Klägerin nicht ursäehlich auswirken;

sie wurde erst nach dem Zeitpunkt ausgesprochen, bis zu wel—

chem eine selbständige Revision hätte eingelegt oder eine

Revisionsanschließung hätte vorgenormcn werden müsscnc

Die‚levision der Beklagten ist zulässig und begründet°

Die Klägerin zieht zu Unrecht die Verwaltungskompetenz der

Beklagten zum Einzug der streitigen Beitragsanteile in
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Zweifelo Der von dem Arbeitgeber aufzubringende Beitrags—

anteil für unständig Beschäftigte war nicht durch die

Krankenkasse einzuzieheno Eine solche Ermächtigung der

Krankenkasse hätte sich nur aus @ 8 Abso 1 Nr° 1 der Zwei—

ten Lohnabzugsverordnung (2° LAV) vom 24„ April 1942 er—

geben könneno Auf diese ; gegenwärtig nicht mehr geltende —
Vorschrift ist hier abzustellen, weil die entsprechenden

Vorschriften der Rentenreformgesetze ihre zeitliche Herr—

schaft nicht auf einen vor dem 10 Januar 1957 liegenden

Beitragsstrcit zurückverlegt haben (Arto 3 5 8 des Arbei—

terrentenversicherungs—Neuregelungsgesetzcs — ArVNG —)„

Folgt man der danach gültigen Aufgabenverteilung, dann hat

die Beklagte zutreffend ihre Verwaltungszuständigkcit be—

jahto Die Versicherung der unständig Beschäftigten, um die

es hier geht, ist von der Ordnung des Lohnabzugsverfahrens

und namentlich des @ 8 Abs„ 1 der 2° LAV durch 5 15 Abs° 3

dieser Verordnung ausgenommen werdeno Zwar war der Geltungs—

bereich des 5 13 Abs° 5 durch Art„ 25 Abs„ 4 Nr° 5 der Er—

sten Verordnung zur Vereinfachung des Leistungs— und Bei—

tragsrechts in der Sozialversicherung vom 17° März 1945

(1° Vereian0) eingeschränkt werdeno Für diese gesetzgebe—
rischc Maßnahme war der Beweggrund leitend gewesen, das

Lohnabzugsverfahren auch auf die Versicherung der unständig

Beschäftigten zu erstreckeno Die Bestimmungen der 10 Vereian0,

die diesem Ziele dienten — also auch Art„ 25 Abs° 4 Nr„ 5 —,

hob die Besatzungsmacht mit der SVD Nr„ 4 vom 140 Oktober

1945 —Ziffer 3 Buchsto @—(ArblBl f„d„ BrZ 1947 so 13)
wieder auf„ Allerdings setzte die SVD Nro 4 nicht ausdrück—

lich 5 15 Abso 3 der 20 LAV erneut in vollem Umfang in Kraft°
Das war jedoch unverkennbar die Absicht der Besatzungsmacht°

Sie wollte nicht etwa den von ihr durch positive Regeln

nicht ausgefüllten Rechtsraum offenlassen‚ vielmehr ließ sie

das Lohnabzugsverfahren im Grundsatz fortgelten und stellte
lediglich die Ausnahmen wieder her, die ursprünglich gegen—
über dieser Art der Beitragserhebung gemacht werden

waren-°
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Würde man dieser Ansicht nicht folgen und nicht von einem

Wiederaufleben der durch Art() 25 Abs„ 4 Nr° 5 der 10Vereian0

bescitigten Regelung ausgehen, so wären für die Versicherung

unständig Beschäftigter irgendwelche Sonderbestimmungen nicht

mehr vorhandena Es läge daher auf den ersten Blick nahe, die

allgemeinen Vorschriften über die Pflichtvcrsicherung anzu—

wenden und somit die Beitragserhebung für unständig Beschäf—

tigte ebenfalls im Lohnebzugsvcrfahreh vornehmen zu lassen

(@ 8 der 20 LAV)O Das wäre ein Ergebnis, welches den Zweck

der SVD Nro 4 gerade in das Gegenteil verkehren würdeo Die

Besatzungsmacht wollte das Lohnabzugsverfahren lediglich in

seinen anfänglich gezogenen Grenzen bestehen lassen° Dafür

spricht eine ”Maßnahme” der Kontrollkonmission vom 120 Hürz

1947 betreffend Beitragsmarken in der Rentcnve sicherung

(ArbBl fodo BrZ 1947 So 157)0 Dort wurde der Neudruck von
Marken gestatteto Zugleich wurde ausgeführt, daß der Gebrauc

dieser Marken auf diejenigen Personengruppen beschrünkt

bleiben müsse9 die auf diese Weise nach dem 10 Juli 1942 Bei—

träge entrichtet hatten, und hierfür wurden die unstündig Be-

schäftigten ausdrücklich als Beispiel angeführte Soweit also

zur Erhebung der Beiträge Marken zu verwenden waren (@ 1411

Abs„ 1 Satz 1 der Reichsversieherungsordnung —EVO — aD),

fiel der Beitragscinzug weiterhin in den Aufgabenbereich des

Trägers der Rentenversicherung, es sei denn, die oberste Ver»

waltungsbehörde hätte eine — hier nicht in Betracht kommen—

de — abweichende Anordnung getroffen (@ 1455 RVO aF)„ Trotz

der Außerkraftsetzung des @ 13 Abs° 3 der 2„ LAV über die

Entrichtung der Beiträge zur Rentenversichcrung unständig

Besehäftigter durch die 10 Vereian0 war jene Vorschrift

somit in der früheren britischen Zone weiter anzuwenden (so

auch BSG 169 158)° gjf

Die Klägerin wendet sich vergeblich aus verfassungsreeht—

lichen Gründen gegen die Anwendung der BVB Nr° 4° Sowohl

diese Direktive als auch die SVD Nro 20, auf die noch zurück—

...7_
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zukommen sein wird, waren mehr als nur interne Verwaltungs-

befehle; ihnen sollte unmittelbare Reohtswirkung für und

gegen jedermann zukommeno Sie enthielten allgemeinverbind—

liche Rech‘ssäth, die nicht zugleich mit der Weisungsbe—

fugnis der Besatzungsmacht ohne neue Maßnahmen des Gesetz—

gebers hinfüllig wurden° An die Form und die Verkündung

solcher Direktiven dürfen nicht die strengen reehtsstaat—

lichen Anforderungen gestellt werden‚ die unter dem heuti—

gen Recht selbstverständlich wären (Vgl° BVerfG 2, 1819

207; BSG l, 6 ff und 2, 188, 192); daher ist es unschädlich,

daß die Direktiven nicht in amtlichen Verkündungsblättern

der Besatzungsbehörden9 sondern lediglich im Arbeitsblatt

für die britische Zone bekanntgegeben werden sindo

Das Recht der Beklagten, von der Klägerin den Arbeitgeber—

anteil des Beitrages zu verlangen, ist aus der SVD Nro 20

Zifi‘° 3 zu entnehmen° Diese Vorschrift, nach der ein Arbeit—

geber den auf ihn entfallenden Anteil an den Beiträgen ver—

sicherungsfrcier Rentner zu entrichten hat, ist nicht un—

vereinbar mit dem Prinzip der Rentenversieherung und ver—
stößt auch nicht gegen Verfassungsrechto Es wäre zwar unver—

s ündlieh, wenn einem Arbeitnehmer Beiträge abverlangt wür—

den‚ obwohl der letztmögliche Versicherungsfall eingetreten

ist und das Altersruhegcld bereits gewährt wird„ Die gleiche
Überlegung steht aber nicht der Inanspruchnahme des Arbeit—

gebers entgegeno Sein Beitrag dient in dem einen wie in dem

anderen Falle dazu, zu seinem Teil den Finanzbedarf der So—

zialversieherungsträger mit zu deckeno Dafür ist es nicht

wesentlich, daß zwischen dem konkreten Beitrag und einer be—

stimmten Versieherungsleistung kein direktes Gegenseitig—

keitsverhültnis bestehto Der Gedanke des Leistungsaustauschs

ist für den Sozialversieherungsbeitrag kein bestimmendes'Be—

griffsmerkmal‚ vielmehr ist das Leistungsrecht der gesetz—

lichen Rentenversieherung in mehrfacher Hinsicht von der Höhe

J

59 ‚(11.10der Beiträge unabhängig° Ebenso gerechtfertigt ist
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die Beitragspflicht auch ohne die Erwartung eines individuel—

len Vorteils besteht° Daß dieser Begriff des Beitrags in dem

besonderen sozialversicherungsrechtliehen Sinn saehgerecht

ist und daß eine Beitragsforderung gegen den Arbeitgeber9 der

einen Ruhegeheltsempfänger beschäftigt9 nicht gegen höher—

rengiges Recht9 im besonderen nicht gegen den Gleichheits—

grundsutz des Art() 5 Abs„ 1 des Grundgesetzes (GG) verstößt,

hat dus Bundesverfassungsgericht in bezug auf die entsprechen—

de Regelung des seit der Rentenrechtsreform geltenden @ 113

des ingestelltenversieherungsgesetzes (AVG) entschieden

(BVerfG vom 160 Oktober 19629 SozR GG Arto 108 Bl() A b 1

Nro 1)„ Die in jenem Zusammenhang gewonnene Erkenntnis hat

auch in Verbindung mit der in der SVD Nr„ 20 geschaffenen

lcehtslaee ihre Bedeutung° Dieses Ergebnis macht zugleich dic

Prüfung entb01rlich, ob das Recht der BVD Nr() 20 — als

Desetzungsreeht — überhaupt oder heute an den Normen des JC

gemessen werden durfo

Daß die Klägerin Beitra$ssehuldnerin ist und die Forderung

der Beklagten auch der Höhe nach zu Recht besteht7 ergibt

sich aus 5 9 Absc 7 DVO zum SVAG in Verbindung mit 5 15

Abs„ 5 Satz 2 der Durchführungsverordnung (DVD) zur 20 LAV„

Danach hat der Arbeitgeber einen Deitragsanteil von 50v„H„

des Bruttourbeitsverdienstes zu trugeno Freilich bedarf die

Anwendung des @15 Abso 3 Satz 2 DVO zur 2° LAV der Erläute—

.rungo Diese Vorschrift war durch Art„ 25 Abso 4 Nro 6 der

1% Vereian0 — ebenso wie 5 13 der 20 LAV durch Arto 25

Abso 4 Nr„ 5 der 10 Vereian0 — aufgehoben und ausdrücklich

nicht wieder für wirksam erklärt werdeno Es bestand u1so9

wenn man sich an das geschriebene Recht hält, eine Gesetzes—

lückeo Allerdings brauchte man keine genauere Bestimmung dar—

über zu erwarten? in welcher Form die Beiträge zu zahlen

warenc Dafür bot sich — wie bereits dargelegt wurde — die Ver—

wendung von Marken ano Positiv unbeentwortet blieben indessen

die Fragen7 von wem und in weleher Höhe die Beiträge zu er—

_.9_
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bringen wareno Mehrere Lösungen boten sich ano Als Beitrags—

schuldner kamen sowohl die Arbeitgeber als auch die Ver—

sicherten, ja sogar Dritte (vglo @@1426 Abs„ 2, 1455
Abso l.Hro 2 BVG aF) in Betracht° Die Höhe der Beiträge

konnte nach den allgemeinen Beitragssätzen, den Bestimmun—

gen des Reichsarbeitsministers über die Berechnung des

wöchentlichen Arbeitsverdienstes in der Invalidenversiehe—

rung vom 140 Juni 1924 (BGBl I 647) oder nach 5 15 DVG zur
20 LAV bemessen seine Den Vorzug verdient die Übernahme der—
jenigen Regelung, die zuletzt, und zwar im Zusammenhang mit

der voll ins Leben zurückgerufenen V rschrift des 5 13

Abs„ 3 der 2° LAV gegolten hatteo Diese Rechtsauffassung

wird durch die spätere Reehtssetzung in 5 9 Abs° 7 DVG zum

SVAG authentisch bestätigt„ Darin wurde die Weitergeltung

des 5 13 Abs° 5 DVO zur 20 LAV als selbstverstündlieh unter—
stellte

Spätestens seit dem Inkrafttreten der DVO
zum SVAG (14 Juli

1949 - 5 17) bestand demnach eine Beitragspflicht des Arbeit—

gebers für unständig Beschäftigte in Höhe von 5 v„Ho des
Bruttoarbcitsverdiensteso Daran vermochte eine mehrjährige

abweichende Verwaltungsübung nichts zu ändernc Bei den Zwei—

fcln, denen der Inhalt der positiven Rechtsregeln ausgesetzt

war‚ 0TSChOth zwar eine entgegenstehende Verwaltungspraxis

begreiflieho Es mag auch ein Verwaltungsbrauch — auf lange

Sicht gesehen ' geeignet sein, den ersten Ansatz für ein ge—
sctztes Recht verdrängendes Gewohnheitsrceht zu bilden

(V81o BSG 119 1269 128)„ Davon kann aber keine Rede sein,

5013n8° die Rechtspraxis um die zutreffende Auslegung und
Anwendung des bestehenden gesetzten Rechts bemüht ist, also

nicht ein von der gesetzten Rechtsordnung unabhängiges Recht

verfolgte Im vorliegenden Falle fehlt es bereits an einer '
ausreichend langen Übung und namentlich an einer gcfcstigten,
im allgemeinen Rechtsbevußtscin wurzelnden Überzeugungo Im

Gegenteil‚ das Verhalten der Beklagten ließ die Unsicherheit
der Rechtsanwcndung d0utlich werden„ Nach den Feststellungen
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des Berufungsgerichts begnügte sich die Beklagte zwar längere

Zeit hindurch mit der Zahlung geringerer Beiträge, gleichzeitig

gab'sie aber auf ausdrückliches Befragen über die richtige Höhe

des Beitragssatzes ausweichende Auskünfte° Unter diesen Umstän—

den fehlt es an einer ausreichenden Grundlage für eine Rechts—

auslegung, auf deren Fortführung die Klägerin hätte sicher ver—

trauen können„ Die Beklagte war deshalb nicht gehindert, von
dem Zeitpunkt an, in dem sie ihren Reehtsirrtum erkannt hatte,

die dem Gesetz entsprechenden Beiträge zu fordern°

es angefochtene Urteil kann hiernach, soweit es die Verwal—

tungsekte der Beklagten aufgehoben hat, keinen Bestand haben„

Auf die Revision der Beklagten ist das erstinstanzliche Urteil

in vollem Umfange wieder herzustellen°

Die Kostenentscheidung folgt aus @195 Abs„ 4 SGG„
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